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Moin liebe Schleswig-Holsteiner GRÜNE,

wir blicken zurück auf ein Jahr, das verlief wie John 
Lennon es mal formulierte: „Life is what happens to 
you while you are busy making other plans.“

Besonders die Corona-Pandemie hat uns alle privat 
und politisch stark gefordert. Die Maßnahmen zur 
Eindämmung des Virus haben unsere Arbeitsweise 
verändert, aber unseren Elan nicht gebremst. In dieser 
Grünen Welle findet ihr einen Rückblick auf unseren 
sehr konstruktiven digitalen Landesparteitag mit 
einem bunten Strauß an Themen und einen Schwer-
punkt zum Thema Vielfalt in unserer Partei. 

Die Bundestagswahl im nächsten Jahr wird für uns 
GRÜNE eine Besondere werden. Die Hoffnungen und 
Erwartungen vieler Menschen in uns als Partei waren 
wohl nie größer als dieses Mal und so müssen wir uns 
auf einen rasanten und fordernden Wahlkampf ein-

stimmen. An dessen Ende wollen wir frischen Wind in 
den Bund bringen und das mit vielen GRÜNEN 
Politiker*innen aus Schleswig-Holstein in Berlin. 

Zusammen sind wir durch 2020 gekommen und nicht 
nur von der Mitgliederzahl, sondern auch inhaltlich 
und organisatorisch sehr gewachsen. Wir danken euch 
allen sehr herzlich für euer politisches Engagement 
in den Kommunen, im Land, im Bund und in der Partei, 
für eure Arbeit, welche die Partei am Laufen hielt und 
die breite Geschlossenheit, die uns zusammen gut 
durch dieses Jahr getragen hat. Gemeinsam werden 
wir auch 2021 mit der Bundestagswahl und die da-
rauf folgende Landtagswahl stemmen.

Mit euch zusammen freuen wir uns drauf!

Eure Ann-Kathrin Tranziska, Landesvorsitzende, 
und Steffen Regis, Landesvorsitzender

Editorial

facebook.com/gruenesh instagram.com/gruenesh twitter.com/gruene_sh
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Digital, lebendig, kontrovers
Unser Landesparteitag hat sich in diesem Jahr mit 
vielen Themen befasst - vom umstrittenen Terminal 
für Liquid Natural Gas (LNG) in Brunsbüttel über das 
Frauen-Mentoring bis zum Klimaschutz. In unserem 
Überblick fassen wir zusammen, was besonders aktu-
ell, kontrovers oder noch nicht so bekannt ist.

Aktuell ist in diesem Jahr ja alles, was mit Corona zu 
tun hat. So haben wir einen sehr guten und ausführ-
lichen Beschluss dazu gefasst, wie wir Verschwö-
rungserzählungen entgegenwirken können. Einige 
der Forderungen hat die Landtagsfraktion bereits auf-
gegriffen. Eher auf die Bundesebene zielt unser Be-
schluss zur Weiterentwicklung der Corona-App zu 
einem echten Informationsportal. In beiden Fällen 
können wir einen guten Beitrag dazu leisten, in der 
aktuell schwierigen Situation Lösungen anzubieten.

2021 werden wir der Wahlkampfpartner von Sachsen-
Anhalt sein. Susan Sziborra-Seidlitz, Landesvorsitzen-
de, hat in ihrer Grußbotschaft mit viel Energie Lust 
auf den Wahlkampf gemacht. Unsere beiden Bundes-
länder unterscheiden sich besonders in der Mitglie-
derstärke und in den ganz anderen Anforderungen im 
Kampf gegen Nazis und Faschist*innen. Wir wollen 
den Landtagswahlkampf aktiv unterstützen und auch 
gemeinsam für ein gutes grünes Ergebnis im Bund 
eintreten.

Kontrovers diskutiert wurden besonders die Anträge 
zum LNG-Terminal in Brunsbüttel und die Wiederbe-
lebung des Themas bedingungsloses Grundeinkom-
men (BGE) in unserer Partei. Bei beiden Themen ist 

das ganz sicher noch nicht die letzte innerparteiliche 
Debatte gewesen. Gerade im Hinblick auf das nächste 
Landtagswahlprogramm werden wir hierzu unsere 
Positionen sehr schärfen. Zum BGE gibt es nun auch 
im bundesweiten Grundsatzprogramm ein Bekennt-
nis.

Für die Kommunal@s sind viele Themen dabei, die 
relativ schnell kommunal ein- und vorangebracht 
werden können: vor allem unser Beschluss gegen die 
Heroisierung von Mahnmalen, unsere Initiative für 
blühende Grünstreifen und die Absage an Schotter-
gärten. Auch unser Beschluss für Co-Working im länd-
lichen Raum ist bestimmt für viele Kreise interessant.

Zu guter Letzt möchten wir noch auf die Landesar-
beitsgemeinschaften (LAGen) und dabei ganz beson-
ders auf die drei Neugründungen hinweisen. Wir freu-
en uns demnächst über viel inhaltlichen Input aus 
den Bereichen Inklusion, Sportpolitik und vom Ge-
werkschaftsGrün. Wenn du dich für eine dieser Lan-
desarbeitsgemeinschaften oder eine der schon beste-
henden interessierst, lass dich gern unverbindlich auf 
die Mailingliste setzen. Dann erfährt du, wann Sit-
zungen sind, was dort gerade in Arbeit ist und du 
kannst deine Themen in die Parteiarbeit mit einbrin-
gen. Eine Liste der Landesarbeitsgemeinschaften fin-
dest du auch hinten auf dieser Grünen Welle.

Alle Beschlüsse findest du auf unserer Webseite  
sh-gruene.de unter Positionen > Beschlüsse.

Text: Ann-Kathrin Tranziska

Fotos: Uta Boßmann, Jakob Brunken,  
Nils Bollenbach, Jesse und Marlene  
Langholz-Kaiser, Ann-Kathrin Tranziska
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Das neue Vielfaltsstatut:  
ein historischer Moment 

Illustration: cienpiesnf

Es wehte ein Hauch von 1986 durch den virtuellen 
Raum, als wir uns auf der digitalen Bundesdelegier-
tenkonferenz am 21.11.2020 ein Vielfaltsstatut gege-
ben haben. 1986 war es das Frauenstatut, das unsere 
Partei für immer geprägt hat und welches der struktu-
rellen Ungleichbehandlung von Frauen entgegen-
wirkt. Das Vielfaltsstatut ist ein ebenso historischer 
Moment.

Seit unserer Gründung setzen wir uns für die gleich-
berechtigte Teilhabe aller Menschen ein. Vieles haben 
wir seitdem schon erreicht, sei es bei der Gleichbe-
rechtigung der Geschlechter, bei der Ehe für alle oder 
bei der Inklusion. Doch auch 40 Jahre nach unserer 
Gründung sind nach wie vor große gesellschaftliche 
Gruppen unterrepräsentiert. Doch wir wollen, dass 
unsere Partei ihre Geschichte mit allen und für alle 
Menschen schreibt.

Es ist unser Anspruch, unsere eigene Strukturen zu 
hinterfragen und so zu gestalten, dass Diskriminie-
rung abgebaut und die Diversität in der Partei erhöht 
wird. Mit dem Statut lösen wir ein, was wir für die 
ganze Gesellschaft fordern. Wir wollen die vielfäl-
tigen Perspektiven der ganzen Gesellschaft in unserer 
Partei abbilden. Dafür gehen wir mit dem neuen Viel-
faltsstatut einen großen Schritt in unserer Parteient-
wicklung, indem wir Diversität nicht nur nach außen 
fordern sondern vor allem nach innen umsetzen.

Wie wir dieses Statut nun in der Praxis umsetzen kön-
nen und wollen, möchten wir mit Euch auf einer er-
sten Veranstaltung im Januar besprechen. Mehr Infos 
dazu findet ihr auf unserer Webseite sh-gruene.de/
vielfalt.

Text: Gazi Freitag
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Selbstbestimmung, Gleichberechtigung und die Hälf-
te der Macht den Frauen: Wir sind noch längst nicht 
am Ziel. Als feministische Partei kämpfen wir weiter 
dafür, Chancen, Macht, Geld und Zeit endlich gerecht 
zwischen den Geschlechtern zu verteilen. Doch gera-
de im politischen Betrieb ist es für Frauen oft 
schwierig, sich Gehör zu verschaffen, als kompetent 
wahrgenommen zu werden und gleiche Beteiligungs-
möglichkeiten aufgezeigt zu bekommen. 
Es sind gesellschaftliche Normalitäten, auf Grund de-
rer Frauen oft Unsicherheiten oder das Gefühl der 
Unzulänglichkeit erleben. Sie werden auf „typisch 
weibliche“ Kompetenzen und Aufgabenbereiche re-
duziert. Dazu kommen noch die Mehrfachdiskriminie-
rungen aufgrund des Alters, der sozialen Herkunft, 
des Migrationshintergrundes oder der Behinderung, 
um nur einige zu nennen. 
Um die Vielfalt der Frauen, die unsere Positionen un-
terstützen, in politische Prozesse zu bringen, braucht 
es Empowerment. Im kommenden Jahr startet zum 
ersten Mal unser schleswig-holsteinisches Mento-
ring-Programm für alle Frauen. Wir wollen die Steine, 
die Frauen gesellschaftlich in den Weg gelegt wer-
den, aus dem Weg räumen. Gemeinsam entwickeln 
wir Werkzeuge und stärken Kompetenzen: Denn es 
ist Zeit für mehr starke Frauen in der Politik!

Text: Laura-Catharina Mews

Bei Inklusion denken viele zuerst an 
Rollstuhlfahrer*innen. Inklusion betrifft aber nicht nur 
Menschen mit Behinderung und die alternde Gesell-
schaft. Inklusion ist viel mehr und bedeutet Einschluss 
im Sinne von Gemeinsamkeit und Vielfalt. Damit ist 
auch die soziale Inklusion für uns als Partei ein großes 
Thema.

Wie können wir Mitglieder und Wähler*innen errei-
chen, die im sozialen Umfeld benachteiligt sind? Die 
AG Inklusion des KV Dithmarschen arbeitet genau an 
diesen Themen. Ein praktisches Beispiel: Um soziale 
Teilhabe zu ermöglichen, werden auf unseren Sit-
zungen und Tagungen Getränke kostenfrei zur Verfü-
gung gestellt. 

Für uns ist klar, Inklusion, soziale Gerechtigkeit und 
Umweltschutz gehören zusammen und sie können 
auch nur gemeinsam erreicht werden. Auch die 17 
Ziele der UN-Konvention für nachhaltige Entwick-

lung, wie etwa die Ziele Weniger Ungleichheiten, Chan-
cengerechte und Hochwertige Bildung und Gesundheit 
und Wohlergehen, können nur inklusiv umgesetzt wer-
den.

Um die Partei bundesweit inklusiv aufzustellen, müs-
sen wir als GRÜNE dazu miteinander ins Gespräch 
kommen. Ein selbstkritisches Hinterfragen und das 
Bewusstwerden der eigenen Schwächen, auch inner-
halb unserer Strukturen, ist hierzu wichtig.
Zum Beispiel: Ist eine Teilnahme für Menschen mit 
Hörbeeinträchtigung an Parteitagen und Veranstal-
tungen immer möglich - auch ohne vorher expliziert 
den Bedarf anmelden zu müssen? Menschen mit Be-
hinderung sind Wähler*innen. Wir dürfen nicht war-
ten, bis sie auf uns zukommen, sondern wir müssen 
uns aktiv einbringen und auf sie zugehen. Lasst uns 
gemeinsam beginnen!

Text: Michael Hegger

Inklusion erreichen wir nur gemeinsam
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Die halbe Macht 
den Frauen
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Liebe Freund*innen,

hinterher ist man oftmals 
klüger. So schwer uns die 
Entscheidung im Frühjahr 
auch gefallen ist – wir dach-

ten, der Lockdown im Bil-
dungsbereich sei richtig. Im 

Nachhinein ist dies fraglich. Die 
Schließungen haben Eltern und 
Kinder stark belastet und die Bil-
dungsgerechtigkeit ist an vielen 
Stellen auf der Strecke geblie-

ben. Daraus haben wir gelernt und vereinbart, Kitas 
und Schulen in der zweiten Welle so lange wie mög-
lich offen zu halten. Hierzu findet ihr einen Beitrag 
von Ines Strehlau auf Seite 7.

Eine Branche, die ganz besonders unter den Corona-
Maßnahmen leidet, ist die Kultur- und Kreativbran-
che. Das ist nicht nur eine Katastrophe für alle Men-
schen, die in diesem Bereich arbeiten, sondern auch 
ein enormer Verlust für unsere Gesellschaft. Kultur ist 
relevant für unser Leben. Sie ist systemrelevant. Mar-
lies Fritzens Plädoyer für die Lebensrelevanz von 
Kunst und Kultur findet ihr auf Seite 8

Auch der Sport in Vereinen und Verbänden kommt in 
diesem Jahr zu kurz. Für die Sportstätten gibt es trotz-
dem gute Nachrichten: nach fast drei Jahren Arbeit 
wurde im September-Plenum der neue Sportentwick-
lungsplan der Landesregierung vorgestellt. Außer-
dem haben wir in Jamaika verschiedene Förderpro-

grame für Sportinfrastruktur beschlossen. Wie wichtig 
dies ist, erfahrt ihr von Joschka Knuth auf Seite 9.

In dieser für uns alle herausfordernden Zeit dürfen 
wir eines nicht vergessen: den Klimawandel. Die 
größte Herausforderung unserer Zeit wartet nicht. 
Deshalb haben wir Grüne nicht lockergelassen und 
hinter verschlossenen Türen hartnäckig mit unseren 
Koalitionspartner*innen diskutiert, verhandelt und 
gestritten. Ein Kraftakt, der sich gelohnt hat, wie ihr in 
Bernd Voß‘ Bericht auf Seite 10 lesen könnt.

Neben unserer Gesundheit ist nicht nur das Klima in 
Gefahr, sondern zunehmend auch unsere Demokratie. 
Ja, es macht wütend, wenn z.B. eine Maskenverweige-
rin sich mit Sophie Scholl vergleicht und damit den 
Holocaust relativiert. Und trotzdem – oder gerade 
deshalb – müssen wir alles dafür tun, um die Men-
schen mitzunehmen. Wir müssen zuhören, Politik er-
klären und Optimismus verbreiten. Egal ob Corona 
oder Klima – die großen Herausforderungen können 
wir nur meistern, wenn wir mit möglichst vielen Men-
schen an einem Strang ziehen. Auch das ist unsere 
Aufgabe als Grüne in dieser schwierigen Zeit.

Kommt gut durch die kerzenreiche Jahreszeit!

Herzlichst
Eure 

Eka von Kalben 

Eka von Kalben

Fraktionsvorsitzende 



7

LANDTAGSFRAKTION

Stell Dir vor, es ist Schule und niemand geht hin. Das ha-
ben wir leider im Frühjahr während des ersten Lock-
downs erlebt und ich hoffe, dass die Landesregierung 
diese – für alle schwierige Entscheidung – nicht wieder-
holen muss. Vor allem für junge Schüler*innen sind sozi-
ale Kontakte und ein Bezug zu den Lehrkräften extrem 
wichtig.

Nach den zeitweise kompletten Schulschließungen ha-
ben dieses Schuljahr deutlich mehr Schüler*innen als 
sonst den Anschluss an den Unterricht verloren. Die Bil-
dungsgerechtigkeit, um die es in Deutschland im inter-
nationalen Vergleich ohnehin nicht gut steht, hat stark 
gelitten.

Neben den Schüler*innen ha-
ben auch die Familien schwie-
rige Zeiten durchlebt: Viele 
Eltern haben neben der Arbeit 
im Homeoffice auch noch ihre 
Kinder beim Lernen zuhause 
unterstützen müssen. Oft ging 
das zulasten der Mütter. Man-
che Eltern konnten die päda-
gogischen Aufgaben nicht er-
füllen.

Oft werden bundesweit ein-
heitlichen Regelungen gefordert. Es muss klar sein, bei 
welchen Inzidenzen welche Maßnahmen anstehen. Das 
unterstützen wir - mit der Ergänzung, dass das regionale 
Infektionsgeschehen einbezogen werden muss. Bei be-
sonders hohen Infektionszahlen ist es richtig, zumindest 
für die älteren Schüler*innen wieder mehr Distanzunter-
richt zuzulassen. Sie benötigen längst nicht mehr so um-
fangreiche Betreuung und sind geübter im selbststän-
digen Lernen. Die letzten Entscheidungen von Bund und 
Ländern zeigen, dass wir in Schleswig-Holstein schon 
gute Maßnahmen ergriffen hatten.

Für viel Unmut bei Eltern und Lehrkräften sorgt derzeit 
das uneinheitliche Vorgehen der Gesundheitsämter bei 
Corona-Infektionen und bei Verdachtsfällen. Es hängt 
zum Teil vom Wohnort der Schüler*innen ab, wer getestet 
wird und wer in Quarantäne gehen muss. Wir haben das 

auch öffentlich kritisiert. Inzwischen gibt 
es einen Erlass, der klarstellt, dass das 
Gesundheitsamt des Kreises, in dem die 
Schule steht, für die Quarantäne- und 
Testmaßnahmen zuständig ist – unabhän-
gig vom Wohnort der Schüler*innen und Lehrkräfte.

Wichtig ist auch, für eine technische Grundausstattung zu 
sorgen. Alle Schüler*innen sollten über moderne Laptops 
verfügen – da haben viele Schulträger dank des Sofort-
ausstattungsprogramms von Land und Bund bereits viele 
Geräte angeschafft. Aber gedeckt ist der Bedarf noch lan-
ge nicht, wie mir immer wieder berichtet wird.

Wir benötigen aber nicht 
nur gute Geräte, sondern 
auch gute Lernmanage-
mentsysteme und Fortbil-
dungen. Viele Schulen ha-
ben hier seit März große 
Fortschritte gemacht. Ich 
kenne viele Lehrkräfte, die 
mit viel Eigeninitiative 
zweigleisig fahren und 
sowohl Präsenzunterricht 
als auch den Unterricht 
auf Distanz vorbereiten. 
Sie müssen zudem noch 

die Schüler*innen auffangen können, denen das eigen-
verantwortliche Lernen nicht gut gelingt.

Deshalb sollte es bei möglichen weiteren Einschrän-
kungen, um die Pandemie zu bekämpfen, beispielsweise 
Lernräume für diejenigen geben, die zu Hause aufgrund 
von Trubel oder fehlendem Internetanschluss nicht ler-
nen können. Auch Schüler*innen mit Behinderung dürfen 
jetzt nicht hinten runterfallen. Eine professionelle Schul-
begleitung muss in jeder Situation gewährleistet bleiben.

Auch wenn kein*e Politiker*in wieder Schulen schließen 
will, ist es am Ende immer ein Abwägungsprozess zwi-
schen Infektionsschutz und Recht auf Bildung.

SCHULE IN CORONA

Ines Strehlau 
Schulpolitische 

 Sprecherin 

Wichtig zu wissen: Nach dem Infektionsschutzge-

setz haben Eltern einen Anspruch auf eine 

Entschädigung, wenn sie ihr Kind aufgrund behörd-

licher Schulschließungen oder behördlich angeord-

neter Quarantäne betreuen müssen. 

Genaue Informationen und den Antrag gibt es auf 

der Homepage des Gesundheitsministeriums: 

ifsg-online.de.
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KUNST IST „LEBENSRELEVANT“

First in, last out – das ist das Schicksal der Kultur- und 
Kreativbranche seit Beginn der Corona-Pandemie. Sie 
wurde als erste geschlossen und man braucht keine 
hellseherischen Qualitäten, um vorherzusagen, dass 
sie voraussichtlich überwiegend als Letzte wieder an 
den Start gehen wird.

First in, last out mag für die warenhaltende Lager-
wirtschaft Sinn ergeben, für eine offene und vielfäl-

tige Gesellschaft ist 
es gerade in Zeiten 
wie diesen fatal. 
Was macht uns 
Menschen denn im 
Wesentlichen aus? 
Das ist doch nicht 
allein die Sorge, 
krank zu werden, 
sondern die Ver-
ständigung darüber, 
wie wir miteinan-
der auch und gera-
de in solch krisen-
haften Zeiten 
umgehen. Und wo 
wird dieses verhan-
delt? Genau: gerade 
in Kunst und Kultur 
spiegelt sich ge-
sellschaftlicher Dis-
kurs und soziale 
Teilhabe und Ent-
wicklung. Kunst 
und Kultur sind 
nicht elitärer Luxus, 

sondern – wie es die Mitglieder der Musikhochschule 
Lübeck formulieren - „lebensrelevant“.

Menschen leben eben nicht vom Brot allein, sondern 
von der gegenseitigen Ansprache und dem geistigen 
Austausch. Und der ist nicht ersetzbar, schon gar nicht 
allein digital erschöpfend. Das gemeinsame Erleben, 
Zuhören, Staunen, Erkennen lässt sich nie in ein bi-

näres Schema pressen. Der Mo-
ment des ausklingenden Tons 
bei einem Konzert, der gemein-
samen Stille bevor der Applaus 
anhebt, ist tiefes Erleben und echtes Gefühl. Er lässt 
sich nicht streamen.

Man möchte meinen, angesichts der realen Bedro-
hung durch die Pandemie ist das doch wohl eine Wei-
le verzichtbar. Das stimmt aber nur auf den ersten 
Blick. Kunstgenuss ist heilsam, kulturelle Auseinan-
dersetzung mit dem eigenen Ich und den anderen tut 
gerade jetzt Not, um durch diese Zeiten zu kommen. 
Das gilt für uns alle und es gilt aber in einer noch 
ganz besonders existenziellen Weise für 
Künstler*innen, für Kulturschaffende und 
Arbeiter*innen in der Kreativbranche. Sie alle sind 
oftmals freiberuflich unterwegs und fielen im März 
von jetzt auf gleich ins Einkommens-Nichts.

Deshalb ist es richtig, dass die Kulturhilfen des Lan-
des verlängert werden, es ist richtig, dass wir mit der 
Projekthilfe für Künstler*innen geholfen haben und 
es war gut, dass mit dem ziemlich spontan entstan-
denen Kulturfestival SH eine Bühne für die Kunst ge-
schaffen wurde. Und es ist gut, das jetzt endlich für 
diese Menschen auch über einen Unter-
nehmer*innenlohn verhandelt wird. Ob die Novem-
berhilfen und die Neustart-Mittel ab Januar aus-
kömmlich sind, wird sich zeigen. Was aber schon 
heute klar ist, ist dass wir grundsätzlicher die Frage 
der sozialen Absicherung von Freiberufler*innen the-
matisieren müssen. 

Marlies Fritzen Kulturpolitische 
 Sprecherin 

©adobestock login

Kulturförderung in Sonntagsreden 
ist ein Kinderspiel - Kulturförde-
rung in Corona-Zeiten ist ein Kraft-
akt. Kulturschaffende brauchen 
aber jetzt unsere Solidarität und 
unsere Unterstützung. 
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SPORTFÖRDERUNG: AUFBRUCHSTIMMUNG 
IN SCHLESWIG-HOLSTEIN

Nach fast drei Jahren Arbeit hat die Landesregierung 
uns im September-Plenum den neuen Sportentwick-
lungsplan für Schleswig-Holstein vorgestellt. Für den 
Sport und die Sportpolitik bei uns im Land bedeutet 
dieser Entwicklungsplan mit über 100 Handlungs-
empfehlungen wirklich einen Meilenstein. Die Arbeit, 
die das Ministerium und alle weiteren Beteiligten aus 
den Sportvereinen und -verbänden in den Entwick-
lungsplan gesteckt haben, kann man kaum genug 
würdigen.

Die Aufbruchsstimmung, die durch die breite Beteili-
gung bei der Erstellung des Sportentwicklungsplans 
entstanden ist, habe ich auch bei meiner Sport-Som-
mertour erleben können, bei der ich Sportvereine 
überall im Land besucht habe. Neben der Freude über 
den Bedeutungsgewinn von Sport und Sportpolitik in 
der Jamaika-Koalition war allerdings auch der 
schlechte Zustand von Sport- und Schwimmstätten 
oft Thema.

Es ist leider so, dass sich bei vielen kommunalen und 
vereinseigenen Sportstätten in den letzten Jahr-
zehnten ein enormer Sanierungs- und Modernisie-
rungsbedarf aufgebaut hat. Um dem entgegenzuwir-
ken, haben wir als Jamaika-Koalition nun verschiedene 
Förderprogramme für die Sportstätteninfrastruktur 
beschlossen.

Ebenfalls im September-Plenum haben wir mit einem 
interfraktionellen Antrag die Landesregierung gebe-
ten, die Verwaltungsvereinbarung mit dem Bund zum 
„Bundesinvestitionspakt Sportstätten 2020“ zu unter-
zeichnen, und beschlossen, die entsprechende Kofi-
nanzierung zur Verfügung zu stellen.

Schleswig-Holstein wird damit bis 2024 insgesamt 
25 Mio. Euro vom Bund für die Sanierung und den Bau 
kommunaler Sportstätten aus dem Konjunktur- und 
Krisenbewältigungspaket bekommen. Für die erfor-
derliche Kofinanzierung sollen 4,3 Mio. Euro aus dem 
Corona-Nothilfeprogramm des Landes für Sportver-
eine umgewidmet werden. Die 12,5 Mio. Euro Corona-
Nothilfe, die wir den Sportvereinen im Sommer zur 
Verfügung gestellt haben, mussten bisher glückli-
cherweise nicht umfänglich in Anspruch genommen 
werden.

Wir werden mit unseren Förderprogrammen den Sa-
nierungs- und Modernisierungsbedarf bei kommu-
nalen und vereinseigenen Sportanlagen nicht von 
heute auf morgen abbauen können, aber wir wissen, 
dass eine vernünftige Sportinfrastruktur essentiell ist, 
damit Sport Spaß macht und – nach dem Corona be-
dingten Lockdown – auch wieder vor Ort in der Kom-
mune betrieben werden kann.

Joschka Knuth zu Besuch beim  
„Erlebnis TV Grundhof“ in Dollerup
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Die Klimaziele des völkerrechtlich bindenden Klima-
abkommens von Paris aus dem Jahr 2015 müssen auf 
Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene mit Zielen 
und Maßnahmen umgesetzt werden. Mit dem Ener-
giewende- und Klimaschutzgesetz (EWKG) haben wir 
2017 in den letzten Tagen der Küstenkoalition ein Ge-
setz beschlossen, um sicherzustellen, dass die Erder-
wärmung deutlich unter zwei Grad, möglichst unter 
1,5 Grad bleibt. 

Dieses Gesetz formuliert insbesondere Ziele, die in 
den Jahren zwischen 2020 und 2025 erreicht werden 

müssen. So ist darin beispielsweise festgeschrieben, 
dass Schleswig-Holstein bis 2020 eine 40-prozentige 
Reduktion der CO₂-Emissionen gegenüber dem Wert 
aus dem Jahr 1990 erreichen und die Produktion er-
neuerbaren Stroms bis 2025 auf 37,5 TWh anwachsen 
soll. Auch die Umstellung der Wärmeversorgung auf 
erneuerbare Energien haben wir im EWKG vereinbart.

Diese Eckpunkte sind unsere Richtschnur bei der Um-
setzung der Energiewende in Schleswig-Holstein. 
Jährlich berichtet das Energiewendeministerium in 
seinem Energiewende- und Klimabericht wie weit wir 

EWKG - Energiewende- und Klimagesetz -  
Wo stehen wir? Wo müssen wir hin?

Das Land unterstützt die Kommunen darin, ihre Sportinfra-
struktur zu erhalten. Die Mittel werden von den Gemeinden 
beim Land beantragt. Mehr Infos und die Antragsvorlage 
für Sportstättenförderrichtlinie findet ihr hier: https://www.
schleswig-holstein.de/DE/Fachinhalte/S/sport/Sportstaet-
tenfoerderRili.html

Eine weitere Fördermöglichkeit besteht über den Landessportverband 
(LSV). Antragsberechtigt sind Mitgliedsvereine und -verbände des LSV. 
Jährlich stehen hier bis zu 500.000 Euro bereit. Mehr Infos hier: https://
www.lsv-sh.de/investitionsfoerderung-bau-und-sanierung-sportgeraete/

 

Und – last but not least – können Sportvereine bis zu 40 Prozent Förde-
rung für Klimaschutzinvestitionen beantragen. Die Mittel kommen aus 
der sogenannten Kommunalrichtlinie. Mehr Infos: https://www.lsv-sh.
de/sportstaettenbau-und-sanierung-land-kommunalrichtlinie/ 
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bei der Umsetzung unserer Zielvorgaben sind. Das er-
möglicht uns, zügig nachsteuern zu können, wenn die 
derzeit beschlossenen Maßnahmen im Klimaschutz 
nicht ausreichen. Und das tun wir: In der letzten Land-
tagssitzung hat das Ministerium eine Evaluation des 
EWKG vorgelegt, in dem es Maßnahmen und Ziele ei-
ner effizienten Energiewende und Klimaschutzpolitik 
zusammengestellt hat.

Gemeinsam mit unseren Koalitionspartner*innen ha-
ben wir uns auf folgende Änderungen geeinigt: Ein 
neues Ziel wird es für die Reduktion von Klimagasen 
bei Landnutzung und Landnutzungsänderung geben. 
Damit werden die Potenziale der Land- und Ernäh-
rungswirtschaft für den Klimaschutz wirksam genutzt. 
Die Landesverwaltung soll außerdem eine stärkere 
Vorbildfunktion einnehmen. Dabei geht es einerseits 
um die Nutzung der Sonnenenergie durch Photovol-
taikanlagen, aber auch um energetische Sanierung 
und die Selbstverpflichtung zur Verwendung klima-
freundlicher Baustoffe. Die Wärmewende soll mit ei-
ner Verpflichtung der größeren Kommunen zur Auf-
stellung von Wärmeplänen beschleunigt werden. Für 
kleinere Kommunen bleibt dies freiwillig. Eine Nut-
zungspflicht für erneuerbare Energien im Gebäu-
debestand von mindestens 15 Prozent bei wird beim 
Austausch oder der Erneuerung von Heizungen zum 
Tragen kommen. Auf größeren neu errichteten Park-
plätzen sowie bei Neubau und Renovierung auf Nicht-
Wohngebäuden soll es zukünftig eine Photovoltaik-
Pflicht geben.

Mit diesen Verbesserungen im Gesetz hoffen wir, die 
Energiewende und die Einhaltung der Klimaziele 
2025 zu schaffen. Klimaschutz ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. Das bedeutet aber auch, dass 
man parlamentarische Mehrheiten braucht. Mah-
nungen allein schaffen noch kein Handeln. 

Was wir brauchen, ist ein wirkungsvoller Mix aus An-
reizen und Vorgaben. Viel effizienter und ohne Vor-
schriften und Subventionen wäre beispielsweise ein 
wirksamer Preis für Treibhausgase. Dadurch würden 
Bürger*innen, Kommunen und Unternehmen zielge-
richtet belastet und entlastet, je nachdem, wie hoch 
der Ausstoß von Treibhausgasen ist. Wirtschaft und 
Gesellschaft könnten sich verlässlich einrichten. Da 

tun sich aber die, die sonst immer vorgeben, die 
Verfechter*innen der Marktwirtschaft zu sein, schwer.

Derzeit liegen wir in Deutschland und Europa bei 16 
Prozent erneuerbare Energien im Mix der Primärener-
gie, das zeigt die Größe der Herausforderung. 84 Pro-
zent machen Kohle, Öl, Gas und Atomstrom aus. Sie 
müssen in den kommenden drei Jahrzehnten durch 
erneuerbare Energien ersetzt werden. 

Um die Klimakrise zu stoppen, muss möglichst viel in 
den kommenden zehn Jahren getan werden. Diese Er-
kenntnis setzt sich endlich durch. Darum wird auch 
auf EU-Ebene gestritten, ob 55, 60 oder 65 Prozent 
Minderung der Klimagase bis 2030 der Maßstab sein 
muss. Nur mit ehrgeizigen Zielen lässt sich ein Green 
Deal umsetzen. 

Wenn wir bei überwiegend freiwilligem Ausbau auf 
den Dächern auf sieben GW aus Photovoltaik bis 2030 
kämen, blieben immer noch fünf GW Photovoltaik in 
der Freifläche. Wir brauchen bis 2030 12 GW. Dafür 
wären 0,3 Prozent der Landesfläche erforderlich. Gut 
gemacht, kann Photovoltaik hinter Knicks in die Land-
schaft eingebettet werden. Das erfüllt mit Schafbe-
weidung und Umweltmaßnahmen eine positive Bo-
den-, Klima- und Biodiversitätsentwicklung. 

Das Land verändert sich. Wir wollen diese Verände-
rung und wir wollen sie aktiv gestalten. Nur so kön-
nen wir bewahren, was uns wertvoll ist: Freiheit, Mo-
bilität, zukunftsfähige Arbeitsplätze, gutes Leben und 
eine gerechte Lastenverteilung. 

Wir haben nicht mehr die Zeit, uns mit einer viel be-
schwatzten Versöhnung von Ökonomie und Ökologie 
gegenseitig Sand in die Augen zu streuen. Ökonomie 
kann nur erfolgreich Wirtschaft- und Gesellschaft vo-
ran bringen, wenn wir die Ressourcen un-
serer Erde nicht weiter ausbeuten.

In diesem Sinne ist die anstehende Ge-
setzesänderung ein hart erkämpfter 
Kompromiss auf dem kurzen Weg zu viel 
spannenderen, neuen Horizonten.

Bernd Voß 
Energiepolitischer 

 Sprecher 
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Seenotrettung

Familiennachzug 
subsidiär Schutzberechtigte

Initiativen Luise

Initiativen Bundesregierung und EU              

Meldungen

20
14

Ende der 
italienischen Seenot-
rettungsoperation 
MARE NOSTRUM

Von 2013 bis 2014
wurden rund 150.000

Menschen aus 
Seenot gerettet 

 

Okt 14

Die Mission 
TRITON mit dem 

Schwerpunkt 
Grenzsicherung

von Frontex 
startet

Nov 14

Luise 
fordert eine

europäische Seenot-
rettungsmission

im gesamten 
Mittelmeer

Nov 14

Die Operation
EUNAVFOR MED 

SOPHIA zur Bekämpf-
ung krimineller 
Schleusernetz-
werke startet

Jun 2015

Familien-
nachzug subsidiär
Schutzberechtigter

 wird erleichtert

Aug 15

Koalition 
schürt Angst 

vor tausenden 
nachziehenden 

Familienan-
gehörigen

Bis 2016 
erhalten etwa 100 % 

der syrischen Asylsuchen-
den vom BAMF den Flücht-

lingsstatus, also den 
höchsten Schutz-

status

Sep 15
Coronakrise:

Einreisesperre
für Angehörige  
trotz Visa, neue 

Visa werden nicht
ausgestellt 

Mrz 20

Kleine 
Anfrage ergibt,

dass Annahme über
 erhöhten Familien-

nachzug unwahr
scheinlich ist

Jan 16

Familien
nachzug wird
komplett aus-
gesetzt bis 
März 2018

Jan 16

Luise prang-
ert die Erteilung 

des niedrigen Schutz-
status für Geflüchtete 

als innenpolitisch
 motiviert an

Jul 16

Etwa 56 % 
der syrischen

Asylsuchenden
erhalten vom BAMF 

subsidiären 
Schutz

Jul 16

Aussetzung 
des Familien-
nachzug wird 
verlängert bis 

Juli 2018

Mrz 18

Viele
Syrer*innen gehen
zurück in die Türkei,

weil sie ihre Familien
 nicht nachholen

können

Apr 18
Gesetzes-

entwurf: Familien-
nachzug auch zu 

subsidiär Schutzbe-
rechtigten ermög- 

lichen

Feb 18

Neuregelung
Familiennachzug:

Bis zu 1000 Menschen
dürfen monatlich zu 
subsidiär Schutzbe-

rechtigten nach-
ziehen

Aug 18

Nach drei
Monaten sind 

953 Anträge von 
möglichen 3.000 
bewilligt worden

Nov 18

Schriftliche
Frage zum Übertrag 
des Restkontingents
von 1.740 Angehör-

igen ins Jahr 
2019  

Jan 19

Das Auswärtige
Amt (AA) schätzt die 

Lage in Syrien als 
sehr gefährlich für
Rückkehrerinnen

ein

Feb 19

Das BAMF 
spricht syrischen 
Geflüchteten den 

schwächsten Schutz- 
status Abschiebe- 

hindernisse zu 

Mrz 19

Schriftliche
Frage zum Wider-
spruch zwischen

BAMF und 
dem AA

Apr 19

Syrer*
innen wird 

wieder subsidiärer
Schutz zuge-

sprochen

Jun 19

98 % der
Asylbescheide
werden nicht
widerrufen

Jun 19

Familien-
nachzug pausiert

wegen des Widerrufs-
verfahren bei vielen 

Geflüchteten

Jun 19

Schriftliche
Frage ergibt, dass

die Pausierung des
Familiennachzug

nicht zulässig
ist  

Jun 19
Mai 20

2019

2020

Kleine Anfrage 
bzgl. gewaltsamer

Aktionen der libyschen 
Küstenwache gegen 

zivile Seenotrettungs- 
schiffe und deutsche

Marineschiffe 

Mrz 18
 

Italien gibt 
die Koordination von 
Rettungseinsätzen 
vor Libyen an die 

"libysche Küstenwache“ 
ab

Jun 18

Schriftliche Frage
zu Operation SOPHIA.

bzgl. Pflicht zur Seenot-
rettung der Bundeswehr-
soldat*innen und Zusam-
menarbeit mit libysch-

er Küstenwache

Jul 17

Die EU-
Mitgliedsstaaten 
können sich nicht
auf Verteilmecha-
nismus einigen 

Jun 18

Luise
reist auf die

Mission Lifeline
und verschafft sich

auf hoher See
einen Eindruck

Jun 18

Luise gründet 
die interfraktionelle 
Parlamentsgruppe

Seenotrettung

Nov 18

Blockade der
Mission Lifeline

50 km vor 
Maltas Küste

Jun 18

Die Bundes-
regierung pausiert

ihre Beteiligung bei
der Operation

SOPHIA 

Jan 19

Luise 
initiert den 

interfraktionellen 
OSTERAPPELL 
ZUR SEENOT-
RETTUNG  

Apr 19

 Antrag zur 
Stärkung der 

regionalen und 
kommunalen

Flüchtlingsauf-
nahme

.

Apr 19

Die Seawatch III 
fährt nach knapp 

drei Wochen Wartezeit
ohne Erlaubnis in den 

Hafen von
Lampedusa 

Jun 19

MALTA
VEREINBARUNG 
Verteilung aus 

Seenotgeretteter 
zwischen Deutschland, 

Italien, Frankreich 
und Malta

Sep 19

Das 
kommunale 

Bündnis
SICHERE HÄFEN

gründet sich

Jun 19

Fachgespräch
Aus Seenot
gerettet -

und dann?

Jan 20

2017

2016
Operation 

SOPHIA wird 
beendet. Insgesamt 

wurden 49.000 
Menschen aus 

Seenot ge-
rettet 

Jun 19

Die EU-Mission
EUNAVFOR 

MED IRINI tritt
in Kraft 

Mai 20

Luise kritisiert,
dass die Mission

IRINI Seenot-
rettung aus-
klammert

Jun 20

Antrag 
Seenotrettung
im Mittelmeer

Jun 16

Schriftliche
Frage zur Aus-
schöpfung der 

Kontingente
beim Familien-

nachzug

Nov 18

Das erste zivile 
Seenotrettungsschiff

beginnt seinen Einsatz,
weitere folgen

5.143 Menschen ertranken 
im Jahr 2016 im Mittelmeer

4.054 Menschen ertranken 
im Jahr 2015 im Mittelmeer

2.299 Menschen ertranken 
im Jahr 2018 im Mittelmeer

1.885 Menschen ertranken 
im Jahr 2019 im Mittelmeer

08/19 Beschlagnahmung
Open Arms und Eleonore

07/19 
Festsetzung 
SeaWatch 3

08/17 Beschlagnahmung 
Iuventa

06/18 Beschlagnahmung 
Lifeline

11/18 Beschlag
nahmung 
Aquarius

02/19 Festsetzung
Aita Mari

09/20 Festsetzung
Alan Kurdi und Sea-Watch 4

Jun 20

Forderung: 
Übertrag der unge-

nutzten Kontingente
Familien gehören

zusammen

Die Änderung
der Schiffssicher-
heitsverordnung 
erschwert zivile
Seenotrettung

 

2015
3.283 Menschen ertranken 
im Jahr 2014 im Mittelmeer

berlinreport
Luise Amtsberg, MdB

Im Oktober wurde der lang erwartete Entwurf zur Reform des 
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems veröffentlicht. 
Die Vorschläge haben unsere Erwartungen leider sehr enttäuscht. 
Anstatt eines solidarischen und menschenrechtskonformen 
Neuanfangs, verschärfen sie zusätzlich die Probleme des alten 
Systems.  Dies ist leider nur die Spitze des Eisbergs der inhumanen 
und unsolidarischen Abschottungspolitik der letzten Jahre.
Die stetigen Einschränkungen im deutschen sowie europäischen 
Asylsystem möchte ich Euch an zwei Beispielen zeigen:
der Seenotrettung und dem Familiennachzug zu 
subsidiär Schutzberechtigten.

Flüchtlingspolitik der GroKo: Chronologie des Versages
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Flüchtlingspolitik der GroKo: Chronologie des Versages
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RASSISMUS BEKÄMPFEN 

14

Rassismus und andere Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit sind  bis heute tief in unserer 
Gesellschaft, ihren Strukturen und Institutionen verwurzelt. In seinen verschiedenen Ausprägungen stellt 
Rassismus eine erhebliche Gefahr und Benachteiligung für einen wesentlichen Teil unserer Gesellschaft dar. 

Rassismus verhindert ein friedliches und chancengerechtes Zusammenleben. Das zeigt sich nicht nur am weit-
verbreiteten Alltagsrassismus und der Vielzahl rassistisch und antisemitisch motivierter Taten in Deutschland 
– von Lichtenhagen, Mölln und Solingen über die Mordserie des NSU bis hin zu den Anschlägen in Halle und 
Hanau –, sondern wird von der engagierten Zivilgesellschaft immer wieder und aktuell nicht zuletzt beson-
ders von Aktivistinnen und Aktivisten der Black-Lives-Matter-Bewegung deutlich formuliert. Ihre Message ist 
ebenso richtig wie klar: Rassismus bedroht die Grundwerte der Demokratie. 

Nach dem rassistisch motivierten Anschlag in Hanau griff die Bundesregierung eine der Forderungen der 
Initiativen des diesjährigen Integrationsgipfels auf und richtete den Kabinettausschuss zur Bekämpfung von 
Rechtsextremismus und Rassismus ein. 

Ihre bisherigen Maßnahmen, u.a. der „Nationale 
Aktionsplan gegen Rassismus“, sind jedoch we-
der ausreichend noch effektiv. Ein „Weiter so” 
darf es nicht geben! Wir brauchen einen
Paradigmenwechsel und echten Neustart. 

Die Verwirklichung einer chancengerechten Einwanderungsgesellschaft muss umfassend in Bund, Ländern 
und Kommunen angepackt werden,  alle gesellschaftlichen Bereiche umfassen und bedarf es einer koordi-
nierten und kohärenten Gesamtstrategie. Die Bundesregierung steht in der Verantwortung, die Leistungen der 
Einwanderungsgesellschaft zu würdigen, indem sie die Zivilgesellschaft institutionell und strukturell in poli-
tische Entscheidungen einbezieht und finanziell nachhaltig fördert. Dafür setzen wir uns ein.

Gerade hat das Bundesverwaltungsgericht über die 
Planungen der Hinterlandanbindung der festen 
Fehmarnbelt-Querung geurteilt. Ein Paukenschlag ist 
leider ausgeblieben. Das Gericht hat die Planungen 
weitgehend bestätigt. Im Verfahren ging es jedoch 
allein um die Rechtmäßigkeit der bisherigen 
Planungen, nicht um die politische Bewertung der 
Querung. Von der Sinnhaftigkeit des Projekts mit sei-
nen erheblichen ökologischen wie ökonomischen 
Risiken sind wir weiterhin nicht überzeugt. 

Wer die politische Verantwortung für die negativen 
Auswirkungen der Querung trägt, ist nun noch klarer. 
Unsere Ablehnung geben wir nicht auf und werden 
uns auf Landes- und Bundesebene weiter dafür ein-
setzen, dass die Dinge, die den Menschen auf Fehmarn 
und entlang der Trasse seit Jahren versprochen wer-
den, auch tatsächlich kommen – allen voran der 
übergesetzliche Lärmschutz, für den noch immer 
nicht die notwendigen Mittel auf Bundesebene be-
reitgestellt wurden.

Ich unterstütze Schule ohne Rassimus- Schule mit Courage, 
weil Freiheit, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte keine 
Seltsvertändlichkeit sind. Es sind Werte, die wir uns jeden Tag 
neu erstreiten müssen.
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Sehr viel Zeit wurde schon vergeudet auf dem Weg 
zur Klimaneutralität. Umso schneller müssen wir 
jetzt den Umstieg schaffen. Dafür ist es notwendig, 
Infrastruktur zu verändern – im Energie- wie auch 
im Verkehrssektor. Daher freue ich mich, dass ich 
vor kurzem die Verantwortung für die Themen 
Planung und Bürgerbeteiligung in der Fraktion 
übernehmen durfte. 
Ob es um Windkraftanlagen, den Netzausbau oder 
Verkehrsinfrastruktur geht – die Zusammen-hänge 
liegen auf der Hand. Es ist dringend notwendig, 
Infrastrukturpolitik in Deutschland auf die Be-
kämpfung der Klimakrise auszurichten. Denn es ist 
natürlich nicht egal, welche Infrastruktur gebaut 

wird. Hier muss endlich ein Auswahlverfahren statt-
finden, das erstens Bürgerbeteiligung groß schreibt 
und zweitens nicht die Erreichung wichtiger ge-
meinsamer Ziele unmöglich macht. Bei beiden 
Punkten schneidet zum Beispiel der 
Bundesverkehrswegeplan miserabel ab. 
Bürgerbeteiligung? Wurde nicht ernst genommen. 
Und die Klimaziele von Paris, zu denen sich die 
Bundesregierung eigentlich klar bekannt hat, sind 
mit diesem Zubau an Straßen nicht einzuhalten.
Die Frage, welche Projekte überhaupt gebaut wer-

den, muss also im Verkehrsbereich neu geklärt wer-
den. Für die transparent und im Einklang mit den 
Klimazielen beschlossenen Infrastrukturvorhaben 
brauchen wir dann eine Beschleunigung der 
Planungsverfahren. Die Bundesregierung bekommt 
das offensichtlich nicht hin. Sie hat schon das vierte 
Gesetz in nur einer Legislatur zur Planungs-
beschleunigung vorgelegt – ohne dass bisher ir-
gendetwas sichtbar schneller geworden wäre. Sie 
hat auch weder die Ursachen für die langen 
Realisierungs-zeiten noch den Erfolg ihrer bishe-
rigen Gesetze evaluiert. Stattdessen zeigt sie ohne 
jede Grundlage auf uns Grüne und die 
Umweltverbände und gibt ihnen und uns die Schuld 

an den langen Verfahren. 
Das ist keine seriöse Politik sondern nie-
derstes Stammtischniveau.

Der Bahn kommt eine wichtige Rolle zu, damit 
die CO2-Emissionen auch im Verkehr endlich 
sinken. Deshalb brauchen wir eine deutliche 

Stärkung der Schiene statt neuer Straßen. Ein 
Beispiel: Im dicht besiedelten Großraum Hamburg 
ist Fläche Mangelware. Deshalb sollte hier der Bau 
eines dritten und vierten Gleises von Norden nach 
Hamburg verwirklicht werden, statt der A23 im 
dicht besiedelten Gebiet zwei neue Spuren zu ge-
ben. All das ist eine riesige Aufgabe, die nur in 
Regierungsverantwortung angegangen werden 
kann. Da wollen wir hin!
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Grüne 
Infrastruktur

Wir benötigen einen beschleunigten Ausbau der Infrastruktur 
sowohl im Bahnverkehr als auch im Energiesektor. 
Es ist aber nicht egal, welche Infrastrukturprojekte wir realisie-
ren. Alle Projekte müssen der Erreichung der Klimaziele dienen. 
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Grüne Highlights

Sa., 16. Januar 2021	 | Wir haben es satt!-Demo in Berlin (mit Abstand und Maske)

Mo., 27. Januar 2021	 | Int. Tag des Gedenkens an die Opfer des Holocaust

Di., 11. Februar 2021	 | Safer Internet Day

Mo., 8. März 2021	 | Internationaler Frauentag

So., 21. März 2021	 | Tag des Waldes 

So., 6. Juni 2021	 | Landtagswahl in Sachsen-Anhalt (Wahlpartnerschaft)

 
alle weiteren Termine auf unserer Website sh-gruene.de

facebook.com/gruenesh instagram.com/gruenesh twitter.com/gruene_sh

LAG Bauen und Wohnen

LAG Bedingungsloses Grundeinkommen (BGE)	

LAG Bildung	

LAG Demokratie und Recht	

LAG Energie

LAG Europa-, Friedens- & Außenpolitik

LAG Frauenpolitik

LAG Gesundheit

LAG GewerkschaftsGrün

LAG Inklusion

LAG Kinder und Jugend

LAG Kultur

LAG Landwirtschaft

LAG Medien und Netz

LAG Mensch und Tier

LAG Migration und Flucht

LAG Mobilität und Verkehr (MoVe)

LAG Nordstaat

LAG Queer

LAG Säkulare GRÜNE

LAG Soziales und Arbeitsmarkt

LAG Sportpolitik	

LAG Tourismus	

 
alle weiteren Infos auf unserer Website sh-gruene.de > Partei > Gremien & Arbeitsgruppen

Unsere Landesarbeitsgemeinschaften
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